Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/357 


Sachgebiet 111 


Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüf ungsangelegenheiten — 


über den Wahleinspruch des Heinz Marzahn und der 
Hildegard Schwenk, beide Heidelberg, gegen die Gül- 
tigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag vom 
28. September 1969 in den Wahlkreisen 181 (Heidel- 
berg-Stadt / Heidelberg-Land- West / Mannheim-Land- 
Süd), 184 (Heidelberg-Land/Sinsheim), 145 (Darmstadt) 
und 159 (Ludwigshafen) 

— Az. 24/69 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Stark (Nürtingen) 


Antrag des Ausschusses 

Der Bunciestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 

Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle Dr. Stark (Nürtingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drude: Biididrudeerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 24/69- des Heinz 
Marzahn und der Hildegard Schwenk, beide Heidel- 
berg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 in den Wahl- 
kreisen 181 (Heidelberg-Stadt/Heidelberg-Land- 
West/Mannheim.-Land-Süd), 184 (Heidelberg-Land/ 
Sinsheim), 145 (Darmstadt) und 159 (Ludwigshafen) 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit mehreren Schreiben vom 5. und 7. November 
1969 haben die Einspruchsführer mit überein- 
stimmenden Wortlaut Einspruch gegen die Gül- 
tigkeit der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag in 
den Wahlkreisen 181 (Heidelberg-Stadt/Heidel- 
berg-Land-West/Mannheim-Land-Süd), 184 (Hei- 
delberg-Land/Sinsheim), 145 (Darmstadt) und 159 
(Ludwigshafen) eingelegt. 

Zur Begründung tragen sie vor: 

Die Wahlvorschläge der Wahlgemeinschaft Mar- 
zahn seien zu unrecht von den Kroiswahlleitern 
der genannten Wahlkreise zurückgewiesen wor- 
den. 

Sie vertreten die Auffassung, die Absätze 2 und 
3 des § 21 BWG stünden im Widerspruch zum 
Grundgesetz, da sie die im Grundgesetz garan- 
tierte Chancengleichheit verletzten. Unter ande- 
rem sei das Verlangen von mindestens 200 Un- 
terschriften von im Wahlkreis wahlberechtigten 
Bürgern für Wahlvorschläge unabhängiger Wahl- 
bewerber deshalb rechtswidrig, weil für natio- 
nale Minderheiten dieses Erfordernis nicht gelte. 
Im übrigen verstoße dieses Erfordernis gegen 
das grundgesetzlich garantierte Wahlgeheimnis. 
Schließlich sei das Erfordernis der 200 Unter- 
schriften eine moralisch und gesetzlich unberech- 
tigte Überforderung, wobei auch die materielle 
Mehrbelastung, die durch dieses Erfordernis ent- 
stehe, zu berücksichtigen sei. 

Abschließend weisen die Einspruchsführer darauf 
hin, es sei bei früheren Bundestagswahlen gelun- 
gen, jeweils mehr als 200 Unterschriften beizu- 
bringen. Wenn aber einmal dieses Erfordernis 
erfüllt worden sei, müsse dieser „Befähigungs- 
nachweis" auch für spätere Wahlen gelten. Dies 
sei nur recht und billig, denn im beruflichen 
Leben werde der Befähigungsnachweis auch nur 
einmal verlangt. 

Weiter rügen die Einspruchsführer die Möglich- 
keit, im Wege der Briefwahl längere Zeit vor 


dem eigentlichen Wahltag zu wählen. Durch die 
I Ausgabe der amtlichen Stimmzettel etliche Zeit 
vor dem Wahlsonntag und außerhalb der Wahl- 
j lokale werde das Wahlgeheimnis verletzt. Die 
I Briefwahl verstoße im übrigen gegen den Gleich- 
heitsgrundsatz und leiste der Wahlfälschung 
Vorschub. Durch die vorherige Freistempelung 
der Wahlbriefe durch die Gemeindebehörde fehle 
der Postkontrollstempel mit Angabe des Auf- 
gabeortes und Absendedatums und damit der 
Beweis dafür, daß auch hinter jedem Wahlbrief 
ein Wähler gestanden habe. 

Weiter vertreten die Einspruchsführer die Auf- 
fassung, das Versagen der Möglichkeit der Ver- 
bindung von Wahlvorschlägen unabhängiger Be- 
werber analog der Verbindung von Landeslisten 
widerspreche der grundgesetzlich garantierten 
Chancengleichheit. 

Die Begrenzung der Wählbarkeit auf das Min- 
destalter von 25 Jahren anstatt 21 Jahren sei 
zwar nicht grundgesetzwidrig, doch mit den 
Gleichheitsgrundsätzen des Grundgesetzes nicht 
vereinbar. Die Nichtmöglichkeit der Selbstbewer- 
bung sei grundgesetzwidrig und diskriminierend. 
Ebenfalls diskriminierend sei, daß der Nachweis 
über die Wählbarkeit vom Bewerber verlangt 
werde und nicht von Amts wegen erfolge. 

Mit Schreiben vom 12. November 1969 wurde der 
Einspruchsführer Marzahn gebeten, die von ihm 
beanstandeten Beschlüsse zu übersenden und 
gegebenenfalls seinen Einspruch zu konkretisie- 
ren. Da er auf dieses Schreiben nicht reagierte, 
wurde ihm vom Vorsitzenden des Ausschusses 
eine Frist zur Nachreichung der beanstandeten 
Beschlüsse bis zum 28, Januar 1970 gesetzt. Auf 
dieses Schreiben hat der Einspruchsführer nicht 
geantwortet. 

j 2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
j Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. la Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


j Entscheidungsgründe 

I Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
I sehen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden. Er ist auch zulässig, jedoch aus den nach- 
folgenden Gründen offensichtlich unbegründet. 

Auch ohne Übersendung der angeforderten Be- 
schlüsse der Kreiswahlausschüsse muß aus der Ein- 
spruchsbegründung entnommen werden, daß die 
Einspruchsführer sich im wesentlichen gegen die 
gesetzlich vorgeschriebene Form der Kreiswahlvor- 
schläge wenden, wonach Kreiswahlvorschläge neuer 
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Parteien oder Wählergruppen von mindestens 200 
wahlberechtigten Bürgern des Wahlkreises persön- 
lich und handschriftlich unterschrieben sein müssen 
(§ 21 Abs. 2 BWG in Verbindung mit § 19 Abs. 2). 

Mit diesem Vorbringen rügen die Einspruchsführer 
eine gesetzliche Bestimmung. Der Deutsche Bundes- 
tag hat es aber in ständiger Praxis abgelehnt, im 
Rahmen des Wahlprüfungsverfahrens die Verfas- 
sungsmäßigkeit geltender Gesetze zu überprüfen. 
Dies ist ausschließlich Aufgabe des Bundesverfas- 
sungsgerichts. 

Der Einspruch war daher insoweit als unbegründet 
zurückzuweisen. Da die Einspruchsführer auch zur 
weiteren Begründung ihres Einspruchs die Verfas- 
sungswidrigkeit geltender gesetzlicher Bestimmun- 
gen geltend machen, muß aus den genannten Grün- 


den auch insoweit der Einspruch ohne Erfolg blei- 
ben. 

Der Wahleinspruch war daher im Sinne des § 6 
Abs. la Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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